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Regierungslager siegt im Chaco
Peppo zum Gouverneur gekürt / Capitanich wird Bürgermeister
Feier mit Wahlsieger Domingo Peppo (weißes Hemd) und Jorge Capitanich (links daneben). (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/mc) – Klarer Sieg für das Regierungslager im Chaco: Bei den Gouverneurswahlen in der Provinz im Norden des Landes setzte sich am Sonntag mit Oscar Domingo Peppo der Kandidat des Kirchner-treuen Bündnisses „Chaco merece más“ (Der Chaco verdient mehr) relativ deutlich durch. Peppo verbuchte 55,29 Prozent der Stimmen, während seine ärgste Rivalin Aída Ayala vom Bündnis „Vamos Chaco“ (Auf geht’s Chaco) lediglich 42,4 Prozent auf sich vereinigen konnte. In der Oppositionsallianz hatten sich Radikale Bürger Union (UCR), Pro-Partei, Erneuerungsfront (FR) und Progressive zusammengeschlossen.
Peppo folgt Jorge Capitanich nach, der nach zwei Amtsperioden nicht noch einmal als Verwaltungschef der Provinz kandidieren konnte. Capitanich, von November 2013 bis Februar 2015 zwischenzeitlich Kabinettschef der Nationalregierung, bewarb sich stattdessen mit Erfolg um das Bürgermeisteramt in der Provinzhauptstadt Resistencia. Dort holte er 49,76 Prozent der Stimmen. Leandro Zdero von der UCR, der auf 44,92 Prozent kam, hatte damit das Nachsehen. Capitanich beendete so die Herrschaft der Radikalen, die die 350.000-Einwohner-Stadt während der vergangenen 20 Jahre regiert hatten. Die letzten zwölf Jahre lenkte die aktuelle Gouverneurskandidatin Ayala die Geschicke von Resistencia. Zdero war ihr Kabinettschef.
Wahlsieger Peppo freute sich: „Das Projekt für Volk und Nation, das Néstor Kirchner auf den Weg gebracht hat, ist im Chaco voll präsent.“ Er hob zudem die Verdienste von Capitanich hervor, ohne den der aktuelle Erfolg nicht möglich gewesen wäre.
Gemeinsam mit Peppo und Capitanich feierten auch Bundespolitiker wie Kabinettschef Aníbal Fernández und Vizepräsidentschaftskandidat Carlos Zannini. Letzterer sprach von einer „demokratischen Lektion“, die die Bürger des Chacos dem Land gegeben hätten. Zannini hob den geordneten Verlauf des Urnengangs hervor – in Abgrenzung zu den Geschehnissen in Tucumán, wo es während der Wahlen zu Zwischenfällen gekommen war (wir berichteten).
Um Ähnliches zu verhindern waren im Chaco rund 1000 Beamte der kasernierten Bundespolizei (Gendarmería) im Einsatz. So blieb es im Großen und Ganzen ruhig.
Nicht nach Resistencia gekommen war Präsidentschaftskandidat Daniel Scioli. Grund dafür seien Blutdruckprobleme gewesen, wie die Zeitung „Clarín“ unter Berufung auf Sciolis Bruder José berichtete.
Argentinien
Einige Sekunden mit dem Papst
Cristina reiste zur Messe des Pontifex nach Kuba
Dame in Weiß: Cristina mit dem Papst in Havanna. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/mc/dpa) – Es war ein kurzer Moment, wenige Sekunden nur, die Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner hatte, um ihren Landsmann Papst Franziskus bei dessen Messe auf dem Revolutionsplatz in Havanna zu begrüßen. „Wir haben uns gesagt, dass wir jeweils für den anderen beten. Zudem habe ich ihm gesagt, dass mir seine Worte bei der Messe sehr gefallen haben“, beschrieb Kirchner die kurze Begegnung am Sonntag.
Besonders Franziskus’ Plädoyer für die Unterprivilegierten habe ihr zugesagt, so die Präsidentin. Niemand könne sich christlich oder katholisch fühlen, der nicht mit den Armen mitfühle, meinte Kirchner, die bei der Papstmesse ganz in Weiß gekleidet war. Vor dem Hintergrund, dass die bekannteste Oppositionsgruppe in Kuba die „Damen in Weiß“ sind, eine auf den ersten Blick fast gewagte Geste.
Doch die Kleidungsfarbe scheint eher mit Rücksicht auf die karibische Hitze gewählt worden zu sein. Denn, dass Cristina der Castro-Regierung wohlwollend gegenüber steht, machte sie auch bei ihrem aktuellen Kurzbesuch deutlich. Beim Treffen mit ihrem kubanischen Amtskollegen Raúl Castro am Samstagabend unterstrich sie einmal mehr, dass Argentinien in der Frage des US-Handelsembargos gegen Kuba ganz auf der Seite der sozialistischen Insel stehe.
Der Kampf gegen die Blockade sei in Argentinien Staatspolitik, stellte Kirchner fest. „Es gibt kein demokratisches Land in Lateinamerika und der Welt, das nicht die Blockadepolitik zurückweist.“ Zugleich gab sich Kirchner aber zuversichtlich, dass „Mauern und Blockaden in der Welt“ früher oder später verschwänden – entweder durch aktives Handeln, oder dadurch, dass sie in sich selbst zusammenfielen.
Zudem hatte Cristina während ihres knapp eintägigen Aufenthalts in Havanna auch Gelegenheit, Raúls älteren Bruder, den legendären Revolutionsführer Fidel Castro, in dessen Haus zu besuchen. Doch was bei dem 20-minütigen Treffen besprochen wurde, darüber wollte Cristina keine Auskunft geben.
Für die 62-Jährige war es möglicherweise das letzte Mal, dass sie als Präsidentin den Papst getroffen hat. Dieser will vermutlich erst 2016 oder 2017 nach Argentinien kommen. Jedenfalls zu einem Zeitpunkt, an dem es bereits ein neues Staatsoberhaupt geben wird. So reist Kirchner ihm beständig hinterher. Diesmal nach Kuba, wenige Wochen zuvor nach Paraguay. Zudem war sie bereits mehrere Mal zur Audienz im Vatikan.
Argentinien
Wahlen nun doch gültig
Oberstes Gericht von Tucumán hebt Annullierung auf
Buenos Aires (AT/mc) – Die Wahlen in Tucumán sind nun doch gültig. Dies entschied der Oberste Gerichtshof der Provinz einstimmig am Wochenende. Die Richter hoben somit einen Beschluss des Verwaltungsgerichts von Tucumán auf, das am Mittwoch der Vorwoche den Urnengang vom 23. August wegen Unregelmäßigkeiten für nichtig erklärt und Neuwahlen angeordnet hatte (wir berichteten).
Nun aber gab der Oberste Gerichtshof der Provinz der Wahlkommission grünes Licht, den Kirchner-treuen Regierungskandidaten Juan Manzur zum Wahlsieger auszurufen, was diese am Dienstagabend auch tat.
Manzur erhielt gemäß dem amtliche Endergebnis knapp zwölf Prozentpunkte mehr als der Oppositionskandidat José Cano, der für das Bicentenario-Bündnis – ein Zusammenschluss aus UCR, Pro-Partei und Erneuerungsfront - angetreten war. Cano kündigte an, beim Obersten Gerichtshof der Nation gegen den Richterspruch vorgehen zu wollen. Der Oppositionsführer hatte bereits am Wahlabend von Manipulation gesprochen und auf Neuwahlen gedrängt – vergebens.
Manzur hingegen brachte seine Freude darüber zum Ausdruck, dass die Justiz den Wahlerfolg bestätige, den seine „Siegesfront“mit einem Vorsprung von 110.000 Stimmen errungen habe. „Das Einzige, was wir wollten, war, dass man den Wählerwillen anerkennt“, so Manzur vor seinen Anhängern, die während des Wochenendes vor dem Justizpalast der Provinz gegen die Entscheidung der Vorinstanz protestiert hatten.
Durch das Urteil ist nun der Weg frei, dass die Provinz am 28. Oktober neue Amtsträger bekommt. Der bisherige Gouverneur José Alperovich, der Tucumán zwölf Jahre lang regiert hatte, konnte aufgrund der Verfassung nicht noch einmal antreten. Er bewirbt sich bei den nationalen Wahlen am 25. Oktober um einen Sitz im Senat.
Der zukünftige Verwaltungschef der Provinz, Manzur, ist gelernter Arzt. Der 46-Jährige sammelte politische Erfahrung als Vizegouverneur von Tucumán sowie als Gesundheitsminister der Nation. Letzteres Amt übte er von Juni 2009 bis zum Februar dieses Jahres aus, ehe er sich auf den Wahlkampf in seiner Heimatprovinz konzentrierte.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Menéndez gestorben
Für einen Wimpernschlag der Geschichte war er Gouverneur der Malwinen: Mario Benjamín Menéndez. Am vorigen Sonnabend starb der Mann, den die argentinische Militärjunta 1982 als Verwalter für die besetzten Inseln bestimmte, an den Folgen eines Schlaganfalls im Alter von 85 Jahren. Der einstige Brigadegeneral wurde am 26. April 1982 zum Gouverneur der Inseln ernannt, als die argentinischen Truppen wenige Tage zuvor das Archipel besetzt hatten. Am 14. Juni desselben Jahres nach der Rückeroberung durch die Briten war Menéndez’ Zeit als Machthaber auf den Malwinen jedoch schnell wieder vorbei. Gegenüber dem britischen General Jeremy Moore unterzeichnete er die Kapitulationsurkunde. Historiker kritisierten, dass es Menéndez an Mut gefehlt und er den Briten nur wenig Gegenwehr entgegengesetzt habe. Andererseits fehlten Menéndez auch die dafür nötigen Ressourcen. Später räumte Menéndez ein, dass die Argentinier nicht wirklich vorbereitet waren, um einen Krieg um die Inseln zu führen. Seit 2012 musste Menéndez sich vor Gericht wegen seiner früher zurückliegenden Beteiligung an der Militäroperation „Independencia“ im Jahr 1975 in der Provinz Tucumán verantworten. Bei den militärischen Maßnahmen gegen die dort operierende linksgerichtete „Revolutionäre Volksarmee“ (ERP) kamen 269 Menschen ums Leben.
„Huckepack“ rechtens
Juristischer Erfolg für das peronistische Regierungslager in der Provinz Santa Fe: Das „Huckepack-Verfahren“, das die dortige Peronistische Partei (PJ) einführen will, ist mit der Verfassung der Provinz vereinbar. Dies entschied der Oberste Gerichtshof des Gliedstaates im Süden des Landes vor wenigen Tagen. Die Richter beendeten somit das juristisches Hin und Her, das es in den beiden Vorinstanzen gegeben hatte. Die politische Opposition sowie Einzelkläger hatten argumentiert, die beabsichtigte Wahlrechtsreform sei nicht verfassungskonform. Doch die Richter sehen dies anders. Das „Huckepack-Verfahren“ sieht vor, dass die Stimmen, die verschiedene Kandidaten desselben Wahlbündnisses erhalten, am Ende addiert und dem stimmenstärkeren Bewerber zugerechnet werden. Dies kommt den Plänen der Peronisten in Santa Cruz für die Wahlen am 25. Oktober sehr entgegen. Denn dort bieten sie mit dem amtierenden Gouverneur Daniel Peralta sowie der nationalen Sozialministerin Alicia Kirchner zwei zugkräftige Kandidaten auf. Dadurch, dass der bzw. die Bessere dieser beiden Kandidaten nach der neuen Wahlmethode nun auch die Stimmen des anderen erhält, dürfte es die Opposition in Santa Cruz schwer haben, die Peronisten bei der Gouverneurswahl zu bezwingen.
Umweltskandal
Umweltskandal in Santa Juan: Vor wenigen Tagen lief in der Goldmine „Barrick“ eine Menge von mindestens 224.000 Litern Wasser aus, das hochgiftiges Zyanid enthält. Wie gefährlich die Situation für die Gegend und die nahen Ortschaften Iglesia und Jáchal tatsächlich ist, wird derzeit von Experten der Vereinten Nationen (UNO) vor Ort untersucht. Die Justiz hatte nach dem Zyanid-austritt per einstweiliger Verfügung zunächst angeordnet, dass die Arbeit in der Mine komplett ruhen sollte. Am Dienstag wurde dann bestimmt, dass vorerst kein zyanidhaltiges Wasser verwendet werden dürfe, ehe „Barrick“ nicht umfangreiche Sicherheitsmaßnahmen eingeleitet habe. Die Sachverständigen der UNO haben einen Beobachtungsplan vorgelegt, der während der kommenden 45 Tage ausgeführt werden soll. Die Experten wollen so die genauen Schäden ermitteln, die das Zyanid auf das Wasser – über- wie unterirdisch – verursacht hat. Zyanid ist ein Salz der Blausäure. Es ist hochtoxisch.
Bürgermeister abgewählt
Überraschung im Süden der Provinz Córdoba: Bei den Bürgermeisterwahlen in der Kleinstadt Laboulaye ist es dem Oppositionsbündnis „Cambiemos“ (Lasst uns den Wandel herbeiführen) gelungen, den bisherigen peronistischen Verwaltungschef Julio Nápoli zu bezwingen. Während es der Letztgenannte nur auf 31,9 Prozent der Stimmen brachte, konnte Cambiemos-Kandidat César Abdala 44,9 Prozent verbuchen. Das drittbeste Ergebnis erzielte Marcelo Torres als Vertreter der kommunalen Wählergemeinschaft (23 Prozent). Der abgewählte Nápoli war Parteigänger von Provinzgouverneur José Manuel de la Sota. Die Peronistische Partei (PJ) in Córdoba stellt einen Sonderfall dar, weil sie anders als die überwiegende Mehrheit der PJ-Verbände in den anderen Provinzen in Opposition zur linksperonistischen Nationalregierung steht. Das Wahlergebnis kann also nicht als Niederlage des Kirchner-Lagers gewertet werden.
Obelisk ohne Spitze
Dem Obelisken im Herzen von Buenos Aires fehlt in diesen Tagen die Spitze. So zumindest scheint es. Tatsächlich hat der Künstler Leandro Erlich über die Spitze eine viereckige Konstruktion gestülpt. So sieht es aus, als setze sich der viereckige Rumpf des Obelisken weiter nach oben fort, ohne dass es eine Spitze gebe. Die Aktion, die insgesamt eine Woche dauern soll, ist auch als Werbung für die originalgroße Replik der Spitze zu verstehen, die seit kurzem auf dem Vorplatz des Museums für lateinamerikanische Kunst von Buenos Aires (MALBA) an der Avenida Figueroa Alcorta zu sehen ist. Man wolle durch die Aktion den Zugang zum Obelisken „demokratisieren“, erläuterte der Künstler Erlich den Hintergrund.
Villa 31 wächst
Als er 2007 als Bürgermeister von Buenos Aires antrat, hatte Mauricio Macri eigentlich vor, das Elendsviertel „Villa 31“ zu beseitigen. Doch die Armutsbehausungen, die direkt an den großen Busbahnhof Retiro angrenzen, wachsen und wachsen. Wurden 2010 bei der letzten offiziellen Volkszählung noch 26.492 Einwohner gezählt, gehen offizielle Schätzungen gegenwärtig von rund 40.000 Menschen aus, die ihr Leben in der Villa 31 fristen. Das Elendsviertel wächst vor allem auch in die Höhe. Es gibt immer mehr Gebäude, die vier oder fünf Stockwerke zählen. Die Konstruktionen sind oft abenteuerlich. Die Zeitung „Clarín“ machte nun ein Haus aus, das sogar sieben Wohnebenen aufweist - bislang Rekord. Doch ein Ende der bedenklichen Tendenz ist nicht absehbar. (AT/mc)
Meinung
Bedenkliches Urteil
Bis zum Erlass des Gesetzes, das 1912 allgemeine Wahlpflicht für 18- bis 70-jährige Bürger und vom Militär überwachte Wahlen eingeführt hatte, so dass die damalige Oppositionspartei „Unión Cívica Radical“ drei Mal in Folge den Präsidenten für je sechs Jahre stellte, war Wahlschwindel der Normalfall. Die Wahltische waren von konservativen Politikern kontrolliert, die zumal im Landesinneren die Politik entschieden. Mit dem Gesetz nahm der Wahlschwindel ab, bis er in den 1930er-Jahren unter dem konservativen Gouverneur Manuel Fresco in der Provinz Buenos Aires wieder praktiziert wurde. In späteren Wahlen verschwand der Wahlschwindel mit seltenen Ausnahmen.
Im jetzigen Wahljahr wurden Unregelmäßigkeiten bei Provinzwahlen, zumal in Tucumán, festgestellt, die der Journalist Jorge Lanata in seinem Sonntagsprogramm aufdeckte. Die Provinzregierung unter José Alperovich, vormals UCR-Radikaler, der sich nachher als Alliierter der Regierung bekannte, ließ Nahrungsmittel unter den Wählern verteilen und seine Provinzpolizei verprügelte oppositionelle Demonstranten auf dem zentralen Unabhängigkeitsplatz vor dem Regierungsgebäude. Es wurden auch einige Wahlurnen verbrannt, und zwei regierungstreue Berufungsrichter annullierten ein erstinstanzliches Urteil, das eine Wiederholung der dubiosen Wahl angeordnet hatte. Damit wurde der Wahlschwindel ignoriert, und Gouverneurskandidat Juan Mansur, bisher nationaler Gesundheitsminister, konnte trotzdem siegen, allerdings mit deutlich geringerem Vorsprung als in erster Lesung der Wahlergebnisse. Der Oppositionskandidat José Cano (UCR und Alliierte) hatte Neuwahlen für das Gouverneursamt gefordert, was das Berufungsgericht ablehnte. Der Wahlschwindel konnte freilich nicht ausgewischt werden.
In Tucumán erstreckte sich die Zählung aller Wahlurnen auf fast drei Wochen, bis die endgültigen Ergebnisse ermittelt worden waren. In einigen Urnen waren mehr Stimmen als Wähler gezählt worden, ein Wahlschwindel sondergleichen.
All das wirft dunkle Schatten auf die allgemeinen Wahlen am 25. Oktober sowie allenfalls auch auf die Stichwahlen am 22. November, sollte der Sieger 45 oder mehr Prozent oder mindestens 40 Prozent und mehr als zehn Prozentpunkte Abstand zum Zweitplatzierten nicht erhalten haben. Die Zählung der Stimmen dürfen sich nicht auf mehrere Wochen verzögern wie in Tucumán, da sonst am 10. Dezember der Sieger sein neues Amt nicht antreten darf und Senator Gerardo Zamora, vormals UCR-Radikaler und maßgebender Politiker in seiner Heimatprovinz Santiago del Estero, als Vorsitzender des Senats vorübergehend als Präsident antreten müsste, bis die Zählung der Stichwahlen vom 22. November ordentlich beendet wären. Am 10. Dezember beendet Präsidentin Cristina Kirchner und ihr Vize Amado Boudou ihre Amtsperioden und scheiden aus. Der neu gewählte Präsident übernimmt eine Erbschaft, die wirtschaftlich und sozial keinesfalls einfach zu korrigieren ist.
Meinung
Griechischer Held
Von Stefan Kuhn
Am Ende war das „knappe Rennen“ doch nicht so knapp, wie es die Auguren dargestellt hatten. Alexis Tsipras hat die griechischen Parlamentswahlen deutlich gewonnen, und das nicht nur wegen der 50 Bonussitze, die das Wahlgesetz der stärksten Partei zugesteht. Der Abstand zwischen der linksgerichteten Syriza-Partei und der konservativen Nea Dimokratia (ND) ist nahezu gleich geblieben. Tsipras Partei verlor trotz der Abspaltung der linken Sparkursverweigerer nur 0,9 Prozentpunkte. Die Konservativen gewannen lediglich 0,3 Prozentpunkte hinzu.
Tsipras‘ deutlicher Erfolg ist mehr als erstaunlich. Er war im Januar mit dem Versprechen an die Macht gekommen, Griechenland vom Joch der Troika zu befreien. Die Sparauflagen von Europäischer Zentralbank, EU und Internationalem Währungsfonds hatten das Land hart getroffen. Die Griechen glaubten dem jungen Linkspolitiker gern, dass er sie aus der Misere führen würde. Tsipras machte sofort einige Sparauflagen rückgängig und brüskierte die Geldgeber Griechenlands. Im Mai ließ er die Griechen in einem Referendum über Sparauflagen abstimmen. 62 Prozent lehnten diese ab, und Tsipras stimmte nur wenig später wesentlich schärferen Auflagen zu. Jeder vernünftige Wähler würde solch einem Wendehals von Politiker den Rücken kehren. So sahen das auch die Meinungsforscher. Bei der letzten Umfrage zwei Tage vor der Wahl lagen die Konservativen noch mehr als einen Prozentpunkt vorn.
Die Griechen entschieden anders, und das hat vielschichtige Gründe. Syriza gilt im Gegensatz zu den langjährigen Regierungsparteien ND und der sozialdemokratischen PASOK als nicht korrupt. Sie hatte wegen ihrer kurzen Regierungszeit auch noch gar keine Chance, das Gegenteil zu beweisen. Dann hat sich Syriza, politisch nachvollziehbar, eindeutig zum Euro bekannt. Eine überwältigende Mehrheit der Griechen will auf die europäische Gemeinschaftswährung nicht verzichten. Die Syriza-Dissidenten, die mit einer neuen Partei an den Wahlen teilgenommen haben und zur Drachme zurückkehren wollen, sind an der Dreiprozenthürde gescheitert. Die Wähler dürften inzwischen eingesehen haben, dass man den Euro ohne Opfer nicht haben kann. Tsipras gilt dabei immer noch als derjenige, der die Opfer abmildern kann.
Tsipras hat jetzt alle Chancen, Griechenland nach vorne zu bringen. Er hat ein starkes Mandat, das nicht auf leeren Versprechungen beruht. Er wurde gewählt, obwohl er harte Sparauflagen akzeptiert hatte. Zudem ist er seinen Finanzminister Yanis Varoufakis, der Europa und die internationale Finanzwelt vergeblich provoziert hatte, los. Wenn er jetzt die Sparauflagen erfüllt, da und dort noch etwas Kosmetik betreibt, dann kann er auch auf Schuldenerleichterungen hoffen. Am meisten hat man den Griechen übel genommen, dass sie mit Forderungen nach einem erneuten Schuldenschnitt in die Verhandlungen gegangen waren, ohne auch nur eine Spur von Reformbereitschaft zu zeigen.
Enttäuschend ist, dass Tsipras erneut ein Regierungsbündnis mit der rechtspopulistischen Anel-Partei einging. Ein bereits ernannter Minister musste nach zwölf Stunden bereits zurücktreten, weil er durch antisemitische Kommentare aufgefallen war. Ideologisch passen die Rechtspopulisten nicht unbedingt zu Syriza. Aber sie sind relativ „pflegeleicht“. Mit seiner eigenen Partei hatte Tsipras mehr Schwierigkeiten. Die Anel hat bei den Parlamentswahlen 1,1 Prozentpunkte eingebüßt. Mit 3,7 Prozent liegt sie nahe der Dreiprozenthürde. Das dürfte sie noch zahmer machen, zumal Tsipras jede Menge potenzieller und durchaus williger Koalitionspartner hat.
Die Wahlen haben allerdings auch eine andere Botschaft hinterlassen. Die Griechen haben langsam die Nase voll von Urnengängen. Seit 2007 gab es sechs Parlamentswahlen. Die Wahlbeteiligung ist in diesen acht Jahren von fast 75 Prozent auf 56,6 Prozent gefallen.
Meinung
Randglossen
Fußball ist sicherlich der beliebteste Sport in Argentinien. Diese Tatsache verleitet die Regierung, den Fußball zu fördern, indem das staatliche Fernsehen eingeschaltet wird. Dafür dient seit einigen Jahren das Programm „Fußball für Alle“, Spanisch genannt „Fútbol para todos“. Anstatt die Übertragung der Fußballspiele mit privaten Anzeigen zu finanzieren, zahlt die Staatskasse die Übertragungen. Die Regierung finanziert diese Fernsehpropaganda mit inflationstreibender Geldschöpfung. Diese Demagogie hat der Regierung nach jüngsten Ermittlungen 823.385 Pesos je Fußballspiel gekostet, nur um die Spiele mit Regierungspropaganda zu begleiten. Ein Skandal ohnegleichen.
Politische Parteien müssen ihren Wahlkampf finanzieren. Hierfür werden Veranstaltungen mit oder ohne Speisen zu hohen Preisen eingesetzt, was durchaus legal ist, wie es Oppositionsparteien zu tun pflegen, wogegen die Regierung das mit Staatsgeldern deckt, zu denen die Oppositionsparteien keinen Zugang haben. Um Kandidaten bekannt zu machen, zumal die große Mehrheit der argentinischen Bürger sich nicht für Politik interessiert, aber wegen der Pflichtwahlen zu den Urnen schreiten muss, um Bußen zu vermeiden, werden neben den Autobahnen die Gesichter einiger Kandidaten gezeigt. Das ist nur während der Wahlkampagne wie jetzt legal, war aber schon vor deren Start üblich. Die Aufmerksamkeit der Autofahrer wird dadurch gestört und erhöht das Risiko von Unfällen, das ohnehin schon groß ist, wie die zahlreichen Verkehrsstatistiken beweisen.
Das ist schon eine gewaltige intellektuelle Übung für die republikanischen Präsidentschaftskandidaten. Kann ein Muslim US-Präsident werden? Der Neurochirurg Ben Carson, bisher auf Platz 2 in den Umfragen, sieht darin einen Widerspruch zur Verfassung. Das klingt zwar wenig glaubhaft, aber wer weiß, wie der Supreme Court, der Oberste Gerichtshof der Vereinigten Staaten, gerade aufgelegt ist. Es könnte durchaus sein, dass sich da etwas findet. Schließlich ist die US-Verfassung über 200 Jahre alt, und ihre Väter gingen davon aus, dass das Land von Christen geführt wird. In Argentinien können Nicht-Katholiken erst seit 20 Jahren ins Oberste Staatsamt gewählt werden.
Die Frage ist auch in anderer Hinsicht daneben. Sie ist nicht akut, denn unter den Präsidentschaftsbewerbern gibt es keinen Muslim. Für die meisten Republikaner ist sie zudem bereits beantwortet. Ein großer Teil von ihnen glaubt, dass der amtierende Präsident Barack Obama ein Muslim ist. Und der ist bald sieben Jahre im Amt. Auf der anderen Seite sollten sich die radikalen Republikaner auch tiefer mit der Ideologie von radikalen Moslems beschäftigen. Sie werden viele Schnittmengen finden: Abtreibung, Homoehe, Evolutionstheorie oder Stammzellenforschung, selbst die innige Verbindung zu Waffen oder der fanatische Hass gegen Andersdenkende...
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 9,41, (Vorwoche: $ 9,38), um 9,87% über Ende Dezember 2014. Die ZB Reserven betrugen zum Mitwoch u$s 33,34 Mrd. gegen u$s 33,44 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09.15 bei $ 9,42, zum 30.12.15 bei $ 9,88, und zum 31.03.16 bei 10,78. Der Terminkurs per Ende August 2016 enthält einen Jahreszinssatz von 30,35%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 15,93, gegen $ 15,55 in der Vorwoche. Der Wechselkurs, der sich über den Kauf und gleichzeitigen Verkauf von staatlichen Dollarbonds in Buenos Aires und New York ergibt („contado con liqui“) schloss am Mittwoch zu $ 13,50, also unter den $ 14,13 der Vorwoche.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Minus von 11,03%, und lag 10,98% über Ende 2014.
***
Par-Bonds in Pesos notierten mit 32,35% im Plus gegenüber Ende 2014. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 3,58% und lagen 23,67% im Plus gegen-über Ende 2014. Boden 2015 gewannen 0,24% zur Vorwoche und 7,32% im Laufe dieses Jahres, und Global 2017 Arg lagen mit 14,76% im Plus gegenüber Ende 2014.
***
Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 226,85 (Vorwoche $ 224,31) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 324,08 (Vorwoche $ 320,44).
***
Der Index der Industrieproduktion, den das Instiut für Wirtschaftsforschung FIEL ermittelt, weist im August 2015 eine inter-anuelle Zunahme von 6,3% aus, und liegt um 1,8% über Juli. Dennoch liegen die ersten acht Monate 2015 um 0,4% unter dem Vorjahr.
***
Das Gesetzesprojekt, das den Verkauf von Aktienpaketen, die die Regierung über die ANSeS und sonst hält, nur mit einer Zweidrittelsmehrheit der Deputierten und Senatoren zulässt, wurde am Mittwoch in der Deputiertenkammer verabschiedet, nachdem es schon vom Senat angenommen worden war. Somit fehlt nur die Verkündung, damit das Gesetz in Kraft tritt. Das Projekt ist jedoch verfassungswidrig, weil die Verfassung vorsieht, das Gesetze nur einer einfachen Mehrheit bedürfen, wobei die Ausnahmen, die eine Zweidrittelsmehrheit erfordern, genau aufgeführt werden. Der Verkauf von Aktien im staatlichen Besitz fällt nicht unter diese Ausnahmen. Das Gesetz erhielt 127 positive Stimmen und 84 negative. Das Gesetz schafft ein neues Amt, die nationale Agentur für staatliche Beteiligungen an Unternehmen (ANPEE, Administración Nacional de Participaciones Estatales en Empresas). Es handelt sich um einen wichtigen Vorstoss des Konzeptes des Unternehmerstaates, das die Kirchner-Regierungen vertreten. Es fällt auf, dass ein rein ideologisches grundsätzliches Thema wie dieses von einer Regierung in Kraft gesetzt wird, die kurz vor dem Ende ihrer Amtszeit steht.
***
Die Filiale des Zentralmarktes, der an der Ausfahrstrasse nach dem Flughafen Ezeiza liegt, die im Stadtviertel Colegiales errichtet wurde, steht kurz vor Aufnahme der Tätigkeit. Dieser neue Markt verfügt über ein Gebäude von 740 qm zwischen den Strassen Cramer, Olleros und Jorge Newbery, und der Mitre-Eisenbahn. Bewohner der Gegend hatten sich diesem Projekt widersetzt, und dabei auch erreicht, dass der Richter die Aufhebung der Einweihung verfügte. Das hat die Berufungskammer jedoch rückgängig gemacht, so dass der Öffnung des Marktes nichts im Wege steht. Dieser staatlich betriebene Markt wird mit den privaten Supermärkten der Gegend konkurrieren.
***
Eine Studie des Verbandes ACREA (Asociación Argentina de Consorcios Regionales de Experimentación Agrícola), der sich mit Erfahrungsaustausch zwischen Landwirten und Einführung neuer Technologien befasst, hat ergeben, dass der Anbau von Sojabohne und Mais in der Ernteperiode 2015/16 in den meisten Fällen Verluste ergibt. Dabei wurde davon ausgegangen, dass die Erträge pro Hektar denen der letzten Jahre entsprechen, und die gegenwärtigen Preise unverändert bleiben. In 85% der untersuchten Bezirke ergibt der Anbau von Sojabohne und Mais Verluste.
***
Landwirtschaftsminister Carlos Casamiquela gab bekannt, dass Kanada jetzt Importe von argentinischem Rindfleisch zulässt. Die Regierung jenes Staates habe das Sanitätszertifikat, das die argentinischen Behörden ausstellen, als gültig erklärt. Wenn dieses Zertifikat besagt, dass die Tiere, von denen das Fleisch stammt, keine Maul- und Klauenseuche haben, dann wird dies nicht beanstandet. Die Entscheidung der kanadischen Regierung hat jedoch weniger eine direkte Bedeutung, weil Kanada voraussichtlich wenig argentinisches Fleisch importieren wird, als Mitglied der Freihandelszone NAFTA, die die USA, Kanada und Mexiko umfasst. Wenn Kanada argentinisches Rindfleisch importiert, dann kann sich die USA dem Import nicht widersetzen. Nachdem Argentinien bei der Welthandelsorganisation eine Klage gegen die USA eingereicht hatte, und die WHO unlängst Argentinien recht gab, muss der seinerzeit zugesagte Import von 20.000 t gekühltem Fleisch, den die USA ab 2001 nicht zulässt, obwohl es seither keine Maul- und Klauenseuche mehr gibt, wieder zugelassen werden. Argentinien hat von 1998 bis 2001 42.000 t Rindfleisch nach Kanada geliefert.
***
Die Regierung hat Ende der Vorwoche eine neue Ausgabe von Bonad 2017 für $ 10,84 Mrd. (umgerechnet u$s 1,03 Mrd.) auf dem lokalen Finanzmarkt untergebracht. Die Regierung erhielt Offerten für $ 1,23 Mrd., 2,5 Mal so viel wie das ursprüngliche Angebot von $ 500 Mio. Die Bonds wurden zu u$s 112 (bei einem Nennwert von u$s 100) untergebracht, was einen Wechselkurs von $ 10,52 pro Dollar ergibt. Die Bonad lauten auf Pesos, sind aber an den offiziellen Dollarkurs gebunden („dollar linked“). Ausserdem zahlen sie einen Zinssatz von 0,75%. Da allgemein nach dem 10. Dezember eine Abwertung erwartet wird, besteht grosses Interesse für diese Staatspapiere. In den letzten 9 Monaten hat der Staat Wertpapiere für $ 63,37 Mrd. und u$s 8,38 Mrd. auf dem lokalen Finanzmarkt untergebracht.
***
Die ZB hat Ende der Vorwoche ein Abkommen mit der chinesischen Volksbank unterzeichnet, das sich auf den Umtausch von Pesos in Yuan und umgekehrt bezieht, ohne über den Dollar zu gehen. Der argentinische Exporteur, der Waren nach China liefert, erhält die Zahlung in der chinesischen Währung, der Yuan, und tauscht dann den Betrag direkt in Pesos um. Der Importeur, der Waren aus China bezieht, zahlt in Pesos, die der Lieferant dann direkt in Yuan wechselt. Dabei sollen Bankprovisionen gespart werden, die beim Einsatz von Dollar als Zwischenstufe bestehen. Das Abkommen sieht den Einsatz der chinesischen Bank ICBC als Clearing-Bank vor, Das bedeutet, dass Exporteure und Importeure für ihre China-Geschäfte ein Konto bei dieser Bank haben müssen. Dieses System wurde schon vor einigen Jahren im bilateralen Handel mit Brasilien eingeführt, jedoch nur bei einem geringen Teil der Aussenhandelsgeschäfte angewendet, wobei die Kfz-Industrie dabei über die Hälfte ausmacht.
***
Die Nationale Wertpapierkommission hat das Verbot für Durchführung von Devisen- und Wertpapiergeschäften aufgehoben, das sie gegen die Finanzgesellschaften Alchemy Valores und Bull Market Brokers verhängt hatte, nachdem festgestellt wurde, dass beide Firmen sich an die gesetzlichen Bestimmungen gehalten haben. Sie waren verdächtigt worden, auf dem schwarzen Devisenmarkt tätig zu sein. Das konnte jedoch nicht nachgewiesen werden.
***
Das Erdölunternehmen Pan American Energy (PAE), das der Familien Bulgheroni in Verbindung mit der britischen BP und der chinesischen CNOOC gehört, hat eine Klage vor Gericht gegen Metrogas eingereicht, die YPF gehört. Das Unternehmen vertreibt Gas, das sie zum Teil von PAE bezieht, und schuldet dabei $ 135 Mio. Das Problem ist entstanden, weil die Bruttomarge, die die Regierung Metrogas erlaubt, unzureichend ist, um die Kosten zu decken.
***
Die nationale Berufungskammer für Zivil- und Handelsrecht hat die 2006 erfolgte Fusion der zwei Kabelfernsehbetreiber Cablevisión und Multicanal genehmigt, die die Regierung 2010 durch Beschluss 113 des Wirtschaftsministeriums verhindert hatte. Die Regierung hatte die Fusion beanstandet, weil angeblich das Gesetz über Konkurrenzschutz verletzt worden war. Das hat das Gericht jedoch nicht angenommen. Die Fusion erlaubt eine höhere Wirtschaftlichkeit, weil die gleiche operative Struktur für viel mehr Kunden eingesetzt wird.
***
Der Präsident und der Vizepräsident der lokalen Filiale der Bank HSBC, Gabriel Martino und Miguel Angel Estevez, haben Klage vor Gericht gegen den Beschluss der ZB eingereicht, durch den sie abgesetzt worden sind. In der Tat hat die ZB keine Zuständigkeit für die Direktoriumsmitglieder und Geschäftsführer von Banken, umso mehr, als ihnen nicht nachgewiesen werden konnte, dass sie eine Beziehung zu den 4040 Konten bei der Schweizer Filiale der Bank haben, die Personen gehören, die in Argentinien wohnhaft sind.
***
Steuerfachleute des Wirtschaftsministerium haben laut Meldung der Zeitung „Clarín“ (20.9.15) berechnet, dass der nationale Fiskus wegen des Förderungssystems für Tierra del Fuego in einem Jahr Einnahmen von rund $ 30 Mrd. einbüsst, wobei ausserdem die Produkte, die sich aus der Montage ergeben, bis zu drei Mal so viel kosten wie in anderen Ländern. Die Unternehmen, die in Feuerland tätig sind, zahlen weder die Mehrwertsteuer, noch die Gewinnsteuer, noch die Importzölle, und nur einen verringerten Satz bei der internen Steuer. Die geförderte Industrie in Feuerland beschäftigt 13.000 Arbeitnehmer, zu denen noch diejenigen hinzukommen, die diese Menschen mit allerlei Gütern versorgen. Es wäre auf alle Fälle billiger, diesen Leuten weiter den vollen Lohn zu zahlen, auch wenn sie nichts tun, als das System beizubehalten.
***
Die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB), ist in 12 Monaten zum 11.9.15 um 34,98% gestiegen, wobei der Umlauf von Banknoten um 36,72% zunahm. Das monetäre Aggregat M2 (Banknonten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg in der gleichen Periode um 34,36%. Die gesamten Bankdepositen in Pesos nahmen in einem Jahr zum11.9.15 um 34,49% auf $ 1,13 Bio. zu, und die gesamten Bankkredite in Pesos stiegen in dieser Periode um 30,66% auf $ 735,21 Mrd. Die Kredite steigen weniger als die Depositen, weil die ZB bedeutende Mengen von Wertpapieren, benannt Lebac, bei den Banken unterbringt, mit denen sie die Zuwendungen an das Schatzamt zum Teil ausgleicht.
***
Die Regierung hat den privaten Anstalten, die Gesunheitsdienste bieten (auf spanisch „prepagas“ benannt) durch Beschluss 1567 (Amtsblatt vom 21.9.15) des Gesundheitsministeriums erlaubt, die Tarife um 9% zu erhöhen. Es handelt sich um die vierte Zunahme in einem Jahr. Im März wurden die Tarife um 4% erhöht, im Juni um 6%, im August um 7% und jetzt um 9%, so dass insgesamt 28,6% sind. In den letzten 12 Monaten betrug die Zunahme 33,7%. Die Tariferhöhungen entsprechen grundsätzlich den Gehaltserhöhungen des Personals. Der letzte Gesamtarbeitsvertrag hat eine Lohn- und Gehaltserhöhung von 32% vorgesehen, davon 18% im Juli, 10% im November und 4% im Februar 2016.
***
Durch Beschluss 386 des Handelssekretariates wurde bestimmt, dass die Supermärkte einen bestimmten Raum für regionale Lebensmittel und Getränke haben müssen, in dem kleine und mittlere Unternehmen des Landesinneren ihre Produkte anbieten können. Es soll sich dabei vornehmlich um Wurtswaren, Kuchen („alfajores“), Süssmilch („dulce de leche“), verschiedene Teearten, Trockenobst, Schokolade und Marmelade handeln.
***
Die Rohstahlproduktion lag im August 2015 mit 473.500 Tonnen um 1,3% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Kammer der Stahlindustrie. Dennoch liegen die ersten 8 Monaten 2015 um 8,3% unter dem Vorjahr.
***
Der staatliche Bereich (Nationalstaat, Provinzen, Gemeinden und Staatsunternehmen) hat die Zahl der Beamten in einem Jahr zum 2. Quartal 2015 um 64.676 Personen erhöht, teilt das Statistische Amt (INDEC) auf Grund der Angaben der ANSeS mit. Ende Juni gab es somit 1,68 Mio. öffentliche Angestellte, was jedoch nur einen Teil betrifft, da es insgesamt über 3,5 Mio. sind. Der Nationalstaat beschäftigte Ende Juni 2015 571,546 Angestellte, 5% oder 27.659 mehr als im Vorjahr, und die Provinzen 836.630 Angestellte, 32.415 mehr als im Vorjahr. Der private Bereich verzeichnet per Ende Juni 6,49 Mio. Arbeitnehmer, 28% oder 174.468 mehr als im Vorjahr. Insgesamt wurden somit in einem Jahr 240.000 zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen, ohne die Schwarzarbeit zu zählen. Die Staatsunternehmen erhöhten ihre Belegschaft um 15,5% (gleich 5.242 Personen) auf 39.131 Arbeitnehmer, und die dezentralisierten Ämter erhöhten die Belegschaft um 6,7%, gleich 9.187 Personen und 146.007 Menschen.
***
Die Exporte von Medikamenten erreichten zwischen Januar und Juli insgesamt u$s 492,4 Mio., was eine Zunahme von 4,8% gegenüber dem Vorjahreszeitraum darstellt. Wie das Beratungsbüro IES weiter mitteilt, bleibt der Saldo des internationalen Handels mit Medikamenten dennoch negativ, denn mit u$s 886,7 Mio. überwiegen die Importe, was fertige Produkte und Drogen für die Verarbeitung umfasst. Mit einem Drittel der Gesamtausfuhren, liegen in Brasilien und Uruguay die wichtigsten Kunden für argentinischen Medikamente.
***
Adrian Kaufmann Brea, der Exekutivdirektor von Arcor, übernahm diese Woche die Führung des argentinischen Industrieverbandes (UIA) in der Nachfolge von Héctor Méndez, der mit Unterbrechungen drei Mal UIA-Präsident war und als Unternehmer grosse Kunststoffbehälter erzeugt. Arcor gehört mit Molinos Rio de la Plata zu den führenden lokalen Unternehmen auf dem Gebiet der verarbeiteten Lebensmittel.
***
Der landesweite Stromverbrauch hat im August eine Zunahme um 6% gegenüber den Vorjahreswerten registriert, und erreichte 11.121,6 GWSt., berichtet die Stiftung Fundelec. Damit wurde der höchste gemessene Wert für einen August in den letzten fünf Jahren erreicht. Der kummulierte Stromverbrauch für die ersten acht Monaten liegt bei 5,1% über dem Vorjahr. Die Stromerzeugung stammt zu 56,46% aus Wärmekraftwerken, zu 35,66% aus Wasserkraftwerken und zu 5,38% aus Kernkraftwerken.
***
In 54% der argentinischen Haushalte gibt es einen Internet- Anschluss, bezahltes Kabelfernsehen und einen festen Telefonanschluss. Diese Daten stammen von einer Umfrage die Kantar Woldpanel durchgeführt hat, und eine Verbesserung um 21% gegenüber der letzten Erhebung vor fünf Jahren widerspiegeln. Unter den ärmsten Bevölkerungsschichten liegt die Nutzung aller drei Dienste bei 33%.
***
Die Wirtschaftsberater der drei aussichtsreichsten Präsidentschaftskandidaten vertreten die Ansicht, dass man das Verhältnis zum Internationalen Währungsfonds (IWF) verbessern sollte. Im November findet in der peruanischen Hauptstadt das gemeinsame Jahrestreffen vom IWF und der Weltbank statt. Für den Kandidaten Daniel Scioli reisen nach Lima Mario Blejer und die Wirtschaftsministerin der Provinz Buenos Aires, Silvina Betakis. Für die Partei von Mauricio Macri, PRO, fliegen nach Peru der Präsident der Banco Ciu-dad, Rogelio Frigerio, und Hernán Lacunza, Federico Sturzenegger sowie Carlos Melconian. Für Sergio Massa wird man in Lima dem ehemaligen Zentralbankpräsidenten Martin Redrado treffen.
***
Sojaproduzenten mit einem Bankkonto bei Banco Nación müssen bei einem Kreditantrag nebst anderen Einzelheiten per eidesstaatliche Erklärung der Bank auch darüber eine Auskunft geben, ob in ihren Lagern Soja liegt, und wieviel. Die Regierung ist über die schleppenden Sojaverkäufe besorgt, denn noch stehen 21 Mio. t der diesjährigen Ernte zum Verkauf aus, was zum fob-Preis einem Wert von u$s 7,4 Mrd. entspricht. Wer einen Kredit beansprucht, muss sich verpflichten, seine Sojabohne unmittelbar zu verkaufen.
***
Der Warenverkauf auf den Strassen der Bundeshauptstadt und Umgebung, und insgesamt in 454 Städten und Dörfern des Lades hat im August $ 4,4 Mrd. erreicht, mit 78.000 einzelnen Verkaufsstellen, hat der Verband CAME ermittelt, der mittlere Unternehmen vertritt. Der Präsident des Verbandes, Osvaldo Cornide, wies darauf hin, dass dies auch mit dem Einzelhandel von illegalen Drogen zusammenhänge. Allein an MwSt. verliere der Staat dabei Einnahmen von $ 11 Mrd. im Jahr. Doch das Grundproblem ist der unlautere Wettbewerb mit dem etablierten Einzelhandel, der Mieten, Strom und Steuern zahlt. Die EU hat schon den Markt „La Salada“, südlich der Bundeshauptstadt, als das grösste Schmuggelzentrum in ganz Lateinamerika bezeichnet. Weder die Nationalregierung, noch die provinziellen, noch die Gemeindebehörden, trauen sich gegen diese Strassenverkäufer vorzugehen.
***
Die nationale Wertpapierkommission (CNV, Comisión Nacional de Valores) hat verfügt, dass Investmentfonds 2,5% ihres Vermögens in Obligationen anlegen müssen, die Projekte über produktive Investitionen finanzieren. Vor zwei Wochen hat schon die Aufsichtsbehörde des Versicherungswesens (Superintendencia de Seguros) bestimmt, dass die 30% ihres Anlagenportefeuilles in „produktiven“ Investitionen anlegen müssen. Auch bei den Banken wird der Kredit von der ZB zunehmend auf diesen Bereich gelenkt.
***
Im 2. Quartal 2015 verzeichnet der Umsatz einzelner dauerhafter Konsumgüter gegenüber dem Vorjahr folgende Veränderungen: Luftkühlgeräte: +247,4%; Eisschränke: +107,5%; Computer: +79,2%, Gasherde: +46,1%, elektrische Herde: +42,7%; Waschmaschinen: +34%; elektrische Heizgeräte: +18,3%; Gasheizgeräte: +6,2%; Mobiltelefone: -4,9%; Mp3,mp4,mp5 und Ipod: -20,6%; Fernseapparate: -27,5%; GPS: -43,1%; digitale Photoapparate: -62,8%. Die Unterschiede fallen auf, da all diese Produkte im Rahmen des Programms „Ahora 12“ gekauft werden können, das Zahlung in 12 Monatsraten ohne Zinsen vorsieht.
***
Die Handelsbilanz wies im August einen Überschuss von u$s 51 Mio. aus, 95% unter dem gleichen Vorjahresmonat, hat das Statistische Amt (INDEC) am Mittwoch mitgeteilt. In acht Monaten 2015 betrug der positive Saldo u$s 1,49 Mrd., 71% unter dem Vorjahr. Die Exporte lagen im August mit u$s 5,54 Mrd. um 16% unter dem Vorjahr, bei einem Rückgang der Preise um durchschnttlich 15% und der exportierten Mengen um 2%. Die Importe lagen mit u$s 5,49 Mrd. um 3% unter dem Vorjahr, bei einem Rückgang der Preise (an erster Stelle von Erdölprodukten) von 11% und einer Mengenzunahme von 9%. In 8 Monaten 2015 gingen die Exporte um u$s 8,49 Mrd. von u$s 50,12 Mrd. im Vorjahr auf u$s 41,65 Mrd. in diesem Jahr zurück.
***
YPF hat am Dienstag Obligationen für $ 1,9 Mrd. zum Badlar-Satz (der bei ca. 20% liegt) untergebracht. Dabei wurden Offerten für $ 53 Mrd. eingereicht, was besonders auf die hohe Nachfrage der Versicherungsgesellschaften zurückzuführen ist, die jetzt gezwungen sind, 30% ihres Anlagenportefeuilles in Infrastruktur zu investieren. Die Bonds verfallen erst 2020, die Zinsen werden halbjährlich gezahlt und die Amortisation erfolgt in drei gleichen Tranchen.
***
Das zuständige Gericht hat dem Bergbauunternehmen Barrick angeordnet, kein Zyanid in ihrem Bergwerk in San Juan zu verwenden, nachdem am Sonntag 224.000 Liter Wasser verschüttet wurden, die diese Substanz enthielten. Dieses Wasser hat auch Flüsse verseucht, die die Bevölkerung der Gegend mit Trinkwasser versorgen, was unterbrochen werden musste. Das Unternehmen muss jetzt nachweisen, dass es Sicherheitsvorkehrungen getroffen hat, die eine Wiederholung des Unfalls verhindern. Normalerweise wird das Zyanid für die Trennung vom Gold von anderen Elementen verwendet, wobei das verseuchte Wasser gelagert und behandelt wird, und dabei weder in die Flüsse noch in unterirdische Wasserschichten fliessen darf. Die Firma hat schon zuständige Beamte entlassen, und dabei ein klares Signal gegeben, dass sie dem Thema grosse Bedeutung beimisst. Barrick betreibt in San Juan ein sehr grosses Bergwerk, in dem vornehmlich Kupfererz gewonnen wird, aber in kleineren Mengen auch Gold u.a. Metalle. Für die Provinzverwaltung, die eine Gebühr von 3% auf den Bruttowert der Bergbauprodukte erhält, die das Unternehmen verkauft, ist Barrick eine wichtige Einnahmquelle.
***
Der Vorsitzende von Alacero, Martín Berardi, warnte zum wiederholten Mal über die Gefahren des Stahlhandels mit China. Vor wenigen Tagen unterstrich Berardi im Atlantic Council in Washington, dass die subventionierten Preisen der fernöstlichen Stahlprodukten die Entindustrialisierung der lateinamerikanischen Ländern zur Folge haben könnten. In nur zwei Jahren seien die Exporte Chinas in die Region, durch die freien Kapazitäten bedingt, um 70% gewachsen. In China werden jährlich 425 Mio. t Stahl, etwa 6,6 Mal mehr als in den USA, hergestellt.
***
Um 10,8% ist im August die Zahl der Fluggäste in den inländischen Flughäfen gestiegen, berichtet Aeropuertos Argentina 2000. Von den insgesamt 2,56 Mio. Passagieren, sind 1.59 Mio. innerhalb Argentinines und 0,94 Mio. im Ausland unterwegs gewesen; ein Anstieg von 14,2% für die inländischen und von 4,7% für die internationalen Flüge.
***
Durch Beschluss der Nationalen Wertpapierkommission (CNV) wurde verfügt, dass die Investmentfonds die Dollarbonds in ihrem Portefeuille zum offiziellen Kurs buchen müssen, statt zum Kurs, der sich aus dem Kauf und Verkauf dieser Bonds an den Börsen von Buenos Aires und New York ergibt („contado con liqui“). Das bedeutet zunächst einen geringeren Buchwert dieser Titel, was sich auf das Portefeuille der Fonds auswirkt. Die unmittelbare Wirkung der Massnahmen war ein massiver Verkauf dieser Dollarbonds, bevor der neue Beschluss in Kraft tritt, der auf den Kurs drückte. Am Markt wird die Massnahmen dahingehend intepretiert, dass die Regierung dadurch diesen Devisenmarkt, der über Dollarbonds entsteht, drücken will, weil sie den Kurs von über $ 14 pro Dollar, der sich dabei ergibt, als störend betrachtet. Die Regierung hatte schon versucht, dass dieser Kurs ilegal erklärt werde, war jedoch dabei gescheitert, da der Oberste Gerichtshof die volle Legalität dieser Geschäfte bestimmte.
***
Das Gesetzesprojekt über die Finanzierung eines neuen Amtes, benannt „Nationales Amt für die Entwicklung des Sports“ (Enade) über eine zusätzliche Sondersteuer auf Zigaretten (1,5%) und und alkoholische und alkoholfreie Getränke (45 Cents pro Flasche), das der Deputierte der Regierungspartei FpV Mauricio Gomez Buil vorgebracht hat, das schon von den Kommissionen für Sport und für Staatsfinanzen genehmigt worden war, wurde schliesslich dahingehend geändert, dass die Schaffung der neuen Steuern aufgegeben wurde. Wenn jetzt das neue Amt geschaffen wird, muss die Finanzierung zunächst aus der bestehenden Staatskasse kommen. Die Sondersteuern hätten angeblich $ 2,5 Mrd. pro Jahr eingebracht, aber die betroffenen Industrien stark geschädigt.
***
Präsidentin Cristina Kirchner weihte am Mittwoch über eine Videokonferenz das neue Kraftwerk „Guillermo Brown“ in General Cerri, bei Bahía Blanca, ein. Es verfügt über 580 MW und hat ca. u$s 500 Mio. gekostet. Die Turbinen funktionieren mit Gas, Dieselöl und auch Biodieselöl. Das Kraftwerk wurde von Siemens eingerichtet, wobei jedoch ca. 30 lokale Unternehmen als Lieferanten mitwirkten, so dass 69% der Teile in Argentinien hergestellt wurden. Ab Mai 2003 wurden in der Provinz Buenos Aires insgesamt 20 Wärmekraftwerke mit über 3.500 MW errichtet.
***
Innen- und Transportminister Florencio Randazzo zeigte am Mittwoch am Hafen von Buenos Aires 100 Eisenbahnwaggons, die von einer chinesischen Firma geliefert wurden und für die Roca-Bahn eingesetzt werden, die den Eisenbahnverkehr zwischen dem Bahnhof Constitución, in der Bundeshauptstadt, und La Plata betreibt. Es wird an dieser Strecke noch intensiv an der Elektrifizierung gearbeitet, für die die Interamerikanische Entwicklungsbank (BID) einen Kredit gewährt hat. Etwa 8 Mio. Menschen reisen jeden Monat auf dieser Strecke. Mit den neuen Waggons wird diese Bahn angeblich 50% mehr Passagiere befördern können, wobei die Fahrzeit zwischen Buenos Aires und La Plata von anderthalb Stunden auf 50 Minuten verkürzt wird. Insgesamt sollen 300 neue Waggons zu den 200 bestehenden hinzukommen. Die neuen Waggons kosteten u$s 327 Mio.
***
Die Regierung hat im Kongress ein Gesetzesprojekt eingebracht, das die Gewährung der Besitzurkunden an diejenigen Bewohner von Wohnungen ermöglichen soll, die sie jetzt aus formellen oder anderen Gründen nicht erhalten. Es handelt sich laut INDEC um 539.629 Wohnungen, in denen um die 2 Mio. Menschen wohnen. In den meisten Fällen handelt es sich um Wohnungen, die von den Bewohnern einfach besetzt, aber nicht bezahlt wurden. Jetzt sollen die Provinzverwaltungen die Finanzierung bereitstellen, wobei die Bewohner dann einen Kredit erhalten, bei dem die Amortisation nicht 10% ihres Einkommens übersteigen darf. Ausserdem wird ein föderaler Rat mit Vertretern des Nationalstaates, der Provinzen und Gemeinden gebildet, der Vorschläge zur Lösung von konfliktiven Fällen vorlegen soll. Die Legalisierung des faktischen Wohnungsbesitzes ist auch insofern wichtig, als die neuen Eigentümer dann auch die Instandhaltung voll übernehmen, die bisher vernachlässigt wurde.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Die Steuereinnahmen sind in Brasilien im August zum fünften Mal in Folge zurückgegangen, diees Mal um 9,3% gegenüber dem Vorjahr auf 93,74 Mrd. Reais hat das Finanzamt mitgeteilt.
***
Die Abwertung des Real dauert in Brasilien an. Am Mittwoch stieg der Kurs um 2,28% auf 4,1456 Real pro Dollar, der höchste bisher erreichte Kurs. Der Kurs stieg somit in dieser Woche zum Mittwoch um 4,7%, in einem Monat um 14,7% und in 12 Monaten um 73%. Am brasilianischen Finanzmarkt wird schon mit einem Kurs von 4,50 Real pro Dollar in naher Zukunft gerechnet. Die ZB intervenierte letzte Woche mit Devisenverkäufen, konnte jedoch bisher die bestehende Tendenz nicht ändern. Dennoch muss man sich der Tatsache bewusstsein, dass Brasilien sehr hohe Währungsreserven hat, die schliesslich erlauben werden, den Kurs zu stabilisieren, wenngleich auf einem hohen Niveau. Die interne Inflation, gemessen am Index der Konsumentenpreise, liegt noch unter 10% jährlich, so dass eine starke reale Abwertung des Real besteht, die Exporte erleichtert und Importe hemmt. Letzteres wirkt sich auch negativ auf Argentinien aus.
***
Pharmazeutische Produkte und Chemikalien machten 2014 mehr als 60% aller Exporte aus der Schweiz nach Brasilien aus. Über Sfr.1,3 Mrd. (u$s 1,33 Mrd.) setzten Schweizer Firmen damit um. Aus Brasilien importiert wird dagegen in dieser Branche gerade einmal für Sfr. 90 Mio. (u$s 92,4 Mio.). Problematisch für die Exporteure ist der Absturz der Währung, der Schweizer Produkte verteuert. Ein extremes Export-Import-Ungleichgewicht herrschen auch in der Maschinenindustrie sowie in der Uhren- und Schmuckbranche. Hier verliert die Schweiz ebenfalls durch die Brasilien-Schwäche, selbst wenn das Land gemessen an den Gesamtzahlen der beiden Branchen nicht so wichtig ist. Einzelne Firmen dürften die Probleme dennoch zu spüren bekommen. Immerhin exportierten Schweizer Unternehmen im letzten Jahr für Sfr. 382 Mio. (u$s 392 Mio.) Maschinen und für Sfr. 191 Mio.( u$s 196 Mio.) Uhren und Schmuck nach Brasilien. Rund 300 Schweizer Unternehmen mit über 1000 Betrieben sind in Brasilien etabliert. Diese schaffen mehr als 100.000 Arbeitsplätze. Das Land ist zudem mit Abstand der wichtigste Handelspartner der Schweiz in Lateinamerika. Insgesamt verkauften Schweizer Unternehmen im vergangenen Jahr Waren für rund Sfr. 2,1 Mrd. (u$s 2,15 Mrd.) nach Brasilien. (Handelszeitung.ch)
***
Geschäftsnachrichten
Deutsche Bahn
„German Rail Extra Day“ und „Christmas Shopping Special“ heissen die aktuellen Angebote der Deutschen Bahn, die über die argentinische Vertretung gekauft werden können. Beim ersten Angebot hat man die Möglichkeit, bis zu vier Tage länger umsonst Bahn zu fahren. Voraussetzung ist, dass der Pass bis 30.09. gekauft werden muss. Bei der Variante Weihnachtsshopping erhält man einen Rabbatt von 20% auf die Pässe „Flexi“ und „Consecutivos“. Die Pässe müssen bis 12.12.15 gekauft, und bis 31.01.16. genutzt sein. Für weitere Auskünfte: www.dbbahn.com.ar
Ledesma
Dieses Grossunternehmen, das in Jujuy eine grosse Zuckerfabrik betreibt, ebenfalls Papier u.a. Produkte erzeugt, ist auch ein bedeutender Produzent von Zitrusobst. Bis zum Jahr 2000 exportierte Ledesma Orangen und Grape Fruits nach Chile. Doch das wurde wegen sanitären Einwänden des Nachbarlandes unterbrochen und erst 2014 wieder aufgenommen, nachdem das Unternehmen zwei Kühlkammern eingerichtet hat, in denen das Obst 40 Tage lagern muss, um frei von Seuchen zu sein. Im August 2014 hat der chilenische Sanitätsdienst den Export wieder zugelassen. Ledesma zählt mit dem Zertifikat ISO-9001:2008. Ebenfalls zählt die Firma mit dem Gutachten für gute landwirtschaftliche Praktiken (GAP) für die Produktion von Zitrusobst.
Transatlántica Viajes y Turismo
Diese Gruppe aus Rosario hat ein strategisches Kooperationsabkommen mit Booking.com unterschrieben. Die USA ist führend auf dem online Markt für Hotelreservierungen. Transatlántica bietet als erstes argentinisches Unternehmen die Möglichkeit an, über ihre eigenen Internetseiten auf das Angebot von Booking.com zurückzugreifen. Ausserdem erhält man über Transatlántica Zugriff auf die Internetseite des Autovermieters Rentalcars.com, ein Tochterunternehmen der Gruppe Priceline, dem auch Booking gehört.
Wirtschaftsübersicht
Eine schwierige Erbschaft und eine wirklichkeitsfremde Wahlkampagne
Die argentinische Wirtschaft steuert auf eine grosse Krise zu, mit Abnahme des Bruttoinlandsproduktes, hoher Inflation, mehr Arbeitslosigkeit und mehr sozialen Konflikten. Der Regierung ist es bisher gelungen, die Konjunktur zu erhalten und durch mehr öffentliche Angestellte, zu vermeiden, dass die Arbeitslosigkeit weiter in die Höhe springt. Im 2. Quartal 2015 lag das BIP laut INDEC um 2,3% und laut einem Durchschnitt privater Erhebungen, die eine Oppositonsgruppe von Deputierten zusammenstellt, um 2% über den Vorjahr. Im ersten Halbjahr waren es 2,2% und 0,7%, weil das 1. Quartal für das INDEC gut und für die Privaten schlecht war. Die BIP-Zunahme des 2. Quartals ist vornehmlich auf eine Zunahme des staatlichen Konsums um 10,3% (gegenüber dem Vorjahr) zurückzuführen, was auf öffentliche Investitionen, das Wohnungsprogramm Pro.Cre.Ar und verschiedene Subventionen zurückzuführen ist.
Der private Konsum stieg in dieser Periode nur um 0,7%. Die Investitionen lagen um 4,6% über dem Vorjahr, was auf eine Zunahme der Bauwirtschaft um 10,7% zurückzuführen ist. Auch andere Indikatoren weisen darauf hin, dass die Wirtschaft gewachsen ist. So lag der landesweite Stromkonsum im August um 5,8% über dem gleichen Vorjahresmonat, und die ersten 8 Monate verzeichnen eine Zunahme gegenüber dem Vorjahr von 5,1%, hat die Stiftung Fundelec ermittelt. Der Strom wird vornehmlich von privaten Haushalten konsumiert, aber auch von Unternehmen, wobei die Haushalte den Konsum nur langsam erhöhen (weil sie mehr elektrische Geräte einsetzen), während die Unternehmen Strom im Verhältnis zu ihrer Produktion verbrauchen. Die interanuelle Zunahme weist somit auf eine gestiegene Tätigkeit hin, an erster Stelle der Industrie.
Wirtschaftsminister Kicillof rechnet für dieses Jahr mit einer BIP-Zunahme von 2,3%, private Wirtschaftler mit höchstens 1,5%, weil im 2. Halbjahr Zeichen einer Abschwächung eingetreten sind. Auf alle Fälle wird das BIP des Jahres 2014 knapp über dem von 2011 liegen, was auf eine vierjährige Stagnationsperiode hinweist, deren Überwindung nicht einfach ist. Es geht hier nicht nur darum, dass mehr investiert wird, sondern viel mehr darum, dass besser investiert wird, mit Achtung von Prioritäten und mehr Wirtschaftlichkeit bei Staatsinvestitionen. Und dann geht es allgemein um mehr Rationalität und einer allgemeinen Zunahme der Effizienz der Wirtschaft. Doch gerade über dies wird kaum gesprochen, obwohl Effizienz der zentrale Begriff der ganzen Wirtschaftswissenschaft ist.
Das Schlimmste bei dieser Entwicklung ist die Zeitbombe, die die Regierung ihrer Nachfolgerin hinterlässt. Die Konjunktur wurde dieses Jahr künstlich durch erhöhte Staatsausgaben finanziert, die das Defizit der Staatsfinanzen in die Höhe getrieben haben, so dass es für ganz 2015, richtig berechnet, 7% bis 8% des BIP ausmachen wird, wofür es keine Finanzierung gibt. Der Staat bringt Bonds bei den Banken unter, und verringert dabei den Kredit an die Privatwirtschaft. Ebenfalls treibt dies die monetäre Expansion in die Höhe, die jetzt schon um die 35% jährlich beträgt, jedoch bald auf über 40% und 50% zunehmen könnte. Das kann zwar verhindert werden, aber eben nur auf Kosten einer Bremse der wirtschaftlichen Tätigkeit. Auf alle Fälle kann die nächste Regierung das Problem nicht weiter vor sich hinschieben. Sie muss eben die Rechnung bezahlen.
Die Probleme, die auf die kommende Regierung zukommen, sind im Wesen folgende:
- Die Staatsausgaben müssen verringert werden, was u.a. soziale Probleme schafft und zunächst rezessiv wirkt.
- Dabei müssen die Subventionen für öffentliche Dienste stark gekürzt werden, was den Reallohn allgemein verringert und deshalb konfliktiv ist.
- Die Zahlungsbilanz gerät in eine zunehmende Defizitlage, was zunächst einen Abwertungssprung herbeiführt, und inflationär und rezessiv wirkt. Dabei müssen zunächst die bestehenden Importhemmungen und die Kontingentierung der Dollarkäufe für Sparzwecke beibehalten werden. Der Übergang auf einen normalen Devisenmarkt, wie er weltweit die Regel ist, stellt eine besondere Herausforderung dar.
- Die Einnahmen der Landwirtschaft, ganz besonders der regionalen Kulturen (Obst, Oliven, Zucker, Tabak, Baumwolle u.a.), aber auch bei Getreide und Ölsaaten, müssen erhöht werden, hauptsächlich durch Abschaffung der Exportzölle und Abwertung, was zunächst eine Einkommensverlagerung zu Gunsten der Landwirtschaft und zum Schaden anderer Bereiche mit sich bringt, was u.a. in einer Verringerung des Reallohnes zum Ausdruck kommt. Das verheisst Konflikte mit den Gewerkschaften, und wenn die Regierung hier nachgibt, dann beschleunigt sich die Lohn-Preisspirale in gefährlicher Weise.
- Die Schulden gegenüber den Holdouts müssen gezahlt werden, wenn möglich mit Abschlag und langfristigen Papieren zu niedrigen Zinsen. Hinzu kommt noch die Notwendigkeit der Überwindung anderer Konflikte, besonders der über 20 Klagen, die beim Weltbankschiedsgericht ICSID bestehen.
Solange diese Probleme ungelöst bleiben, kommt kein frisches Kapital ins Land. Was Scioli jetzt erzählt, dass er Auslandsinvestitionen für u$s 30 Mrd. pro Jahr während vier Jahren anziehen wird, ist reine Phantasie. Einmal kommt niemand, solange die Überweisung von Dividenden gesperrt ist. Und die nächste Regierung hat keine Möglichkeit, sie sofort zuzulassen. Aber ausserdem kann man jetzt keine hohen Investitionen von Erdölunternehmen in Vaca Muerta erwarten, wie es bei einem Preis von u$s 100 pro Barrel der Fall war. Und nicht zuletzt müssen vorher die Konflikte mit den Holdouts u.a. überwunden werden. Dann hat Scioli die Rückgabe der MwSt auf Konsumgüter für diejenigen versprochen, die die Mindestpensionen beziehen. Das lässt sich rein verwaltungsmässig nicht machen, und hat auch wenig Sinn. Und schliesslich hat Scioli den Bau von 250.000 Sozialwohnugen in Aussicht gestellt, für die er keine Finanzierung hat.
Auch die anderen Kandidaten reden um den heissen Brei herum. Macri verspricht die kurzfristige Abschaffung der Armut, was einfach nicht möglich ist. Man kann erreichen, dass alle Menschen, die in Argentinien wohnen, täglich essen können, um sich am Leben zu erhalten. Das ist nicht teuer und ist im Wesen nur ein Organisationsproblem. Aber viele arme Menschen wird es dabei weiter geben, auch wenn es weniger als jetzt sind. Massa verspricht eine Erhöhung der Renten, und bezieht sich dabei auf den Koeffizienten von 82%, den es seit Jahrzehnten nur Ausnahmsweise gibt. Das lässt sich rein technisch nicht vollziehen, und ausserdem wäre es unbezahlbar. Und schliesslich versprechen alle Kandidaten eine Ermässigung bei bestimmten Steuern und eine Abschaffung anderer. Im Wesen reden die Kandidaten von mehr Staatsausgaben und weniger Staatseinnahmen, während die bestehende Lage genau das Gegenteil erfordert.
Die drei Hauptkandidaten haben erstklassige Wirtschaftsberater, die ihnen bestimmt genau erklärt haben, was auf sie zukommt. Miguel Bein und Mario Blejer bei Scioli, Roberto Lavagna, Martín Redrado und Aldo Pignanelli bei Massa, und Carlos Melconian, Federico Sturzenegger, Rogelio Frigerio und Hernán Lacunza bei Macri, düften sich bei ihrer Analyse der Wirtschaft nicht stark differenzieren, auch wenn sie dann unterschiedliche konkrete Vorschläge machen. Das Problem besteht darin, dass kein Präsidentschaftskandidat den Wählern sagen kann, dass schwierige Zeiten auf sie zukommen, deren Überwindung ebenfalls kompliziert ist. Denn dann verliert er Stimmen.
Die Wahrheit über die Wirtschaftspolitik der Kandidaten erfahren Unternehmer von den Beratern, die ihnen eventuell unter vier Augen und ohne Zeugen sagen, was ihre Chefs zu tun gedenken, oder zumindest, was sie ihnen empfehlen. Dabei ist durchgesickert, dass alle die Mitwirkung des Internationalen Währungsfonds als unerlässlich befürworten. Und das allein besagt schon sehr viel, besonders bei Scioli, da dies eine Abkehr von der Stellungnahme der Kirchners bedeutet, die den IWF zum Bösewicht gemacht haben, der im Interesse der Grossmächte steht, die Argentinien nur Schaden zufügen wollen. Die Mitwirkung des IWF ist eine Voraussetzung sine qua non für die Wiederherstellung normaler wirtschaftlicher Beziehungen zur Welt.
Wirtschaftsübersicht
Der Konflikt um das Gelände der Rural in Palermo
Der traditionelle Landwirtschaftsverband „Sociedad Rural Argentina“ (SRA) veranstaltete jahrzehntelang eine jährliche Ausstellung von Rindern und anderen Tieren auf einem grossen Gelände im Stadtteil Palermo, in der Nähe der Plaza Italia, das dem Staat gehörte, der es dem Verband in Konzession überliess. Die SRA war Mitte des 19. Jahrhundert entstanden, mit dem Hauptzweck, die britischen Rinderrassen (vornehmlich Shorton, Hereford und Aberdeen Angus) einzuführen, die viel mehr Fleisch pro Hektar und Jahr, und auch mit besserer Qualität, als das bestehende Vieh ergaben. Die SRA bemühte sich somit um einen bedeutenden technologischen Fortschritt, und war dabei erfolgreich, so dass Argentinien zu einem grossen Rindfleischproduzenten aufstieg, und dieses Fleisch lange Zeit das Hauptexportprodukt darstellte.
Die ersten Rinder brachten die Spanier im 16. Jahrhundert nach Argentinien. Sie vermehrten sich exponentiell, da es in der Pampa-Gegend weder Löwen noch Tiger oder sonst fleischfressende Raubtiere gab, die die Rinder verzehrt hätten. Nur den Puma gab es in gewissen Gegenden. Diese Rinder entwickelten sich zu widerstandsfähigen Tieren, gross, knöchig und mit langen Hörnern, aber mit wenig (und hartem) Fleisch und ohne Fett. Die Bevölkerung Argentiniens, besonders der Bundeshauptstadt und Umgebung, ernährte sich von diesen Tieren, die zunächst keine Besitzer hatten und sozusagen gejagt wurden. Dabei war zunächst die Haut wertvoller als das Fleisch, das im Überfluss vorhanden war. Deshalb war Rindfleisch in der Kolonialzeit und auch lange Zeit danach sehr billig.
Das Ausstellungsgelände in Palermo, in dem die SRA die Rassenbullen ausstellt und versteigert, wobei dann noch andere Gebiete der Landwirtschaft hinzukamen, wurde nur während zwei Wochen im Jahr effektiv verwendet. Gewiss: das Restaurant war das ganze Jahr tätig, und gelegentlich gab es auch andere Ausstellungen. Aber sonst war nicht viel los. Zur Zeit der Menem-Regierung kam die Initiative auf, das Gelände auszubauen und für allerlei Ausstellungen einzusetzen. Das erforderte jedoch Investitionen für neue Gebäude, die ohne Eigentum des Bodens nicht möglich waren, da die Konzession jederzeit beendet werden konnte. Somit beschloss Präsident Carlos Menem 1991, der SRA das Gelände zu verkaufen, mit der Auflage, dass es nur für Ausstellungen eingesetzt werde, wobei ausserdem bestimmt wurde, dass 5% der Einnahmen aus Eintrittskarten für die Ausstellungen an den Staat gezahlt würden. Das hat den Wert stark verringert. Bei freier Verwendung des Bodens wären dort Hochhäuser gebaut worden, so dass der Bodenwert unverhältnismässig höher gewesen wäre. Der Wert des Geländes von 11 Hektar, mit zahlreichen Bauten, wurde vom zuständigen Regierungsamt bei Mitwirkung der Banco Ciudad (die der Stadt Buenos Aires gehört), der Banco Hipotecario (an der der Staat das Mehrheitspaket hält) und einer ad hoc gebildeten Gruppe von Immobilienmaklern, festgesetzt. Der Verkauf an die SRA erfolgte dann auf dieser Grundklage zu einem Preis von u$s 30 Mio., zu dem dann die Sondersteuer auf die Eintrittskarten hinzukommt, was als ein Aufpreis wirkt.
Die SRA konnte jedoch das Geld für den Kaufpreis nicht selber aufbringen, weil der Verband kein Vermögen hat und die Mitglieder auch nicht bereit waren, so viel Geld beizutragen. Somit wurde ein Partner aufgenommen, der neue Installationen baute und finanzierte, jedoch später seinen Anteil verkaufte. Das Gelände wurde ausgebaut, so dass viele Ausstellungsräume entstanden, auf denen ausser der jährlichen Rinderausstellung, die nur zwei Wochen dauert, mit Vorbereitungen eventuell einen Monat, auch die Buchausstellung, die Automobilausstellung und viele andere stattfinden. Die Buchausstellung zieht dabei mehr Besucher an, als die Rinderausstellung, was positiv zu bewerten ist.
Das Ausstellungsgelände Tecnópolis, das CFK in Villa Martelli, an der Grenze zur Bundeshauptstadt errichten liess, das hohe staatliche Mittel erforderte, und weiter das Budget belastet, war somit überflüssig. Die technologische Ausstellung u.a, die dort stattfinden, hätten genau so gut in Palermo vollzogen werden können, mit dem Vorteil, dass das Gelände von „La Rural“, wie der Besitzer jetzt heisst, viel besseren Zugang hat, mit der U-Bahn und zahlreichen Omnibussen. Tecnópolis ist eine der vielen Fehlinvestitionen der Kirchner-Regierungen. Mit dem gleichen Geld hätten die Investitionen finanziert werden können, die für die Vermeidung der Überschwemmungen in der Provinz Buenos Aires notwendig waren.
Cristina Kirchner hat sich auch hier von ihren Vorurteilen blenden lassen und den Kauf des Palermo-Geländes durch die SRA im Dezember 2012 per Dekret nach 11 Jahren annulliert, was die unmittelbare Räumung des Geländes zur Folge haben sollte, obwohl schon hohe Investitionen vollzogen worden waren. Annullierungen haben nur eine rechtliche Grundlage, wenn sie sich auf Gesetze beziehen, die die Verfassung verletzen. Und das muss kurz nach Erlass des Gesetzes geschehen, da es sonst keine Rechtssicherheit gibt. Das war hier nicht der Fall. Es war somit eine reine Konfiskation, und, wie bei den Kirchners üblich, eine rückwirkende Massnahme, die den Grundprinzipien der Rechtsordnung widerspricht.
Politisch ging CFK dabei davon aus, dass die SRA die grossen Grundbesitzer vertritt, die Perón seinerzeit als „die Oligarchie“ getauft und zum Feind gemacht hatte. Vor hundert Jahren war der Besitz des landwirtschaftlichen Bodens sehr konzentriert, und auch 1945, als Perón als Präsident antrat, gab es noch viel Grossgrundbesitz in wenigen Händen. Doch im Laufe der Zeit fand eine grosse Aufteilung des Besitzes statt, vornehmlich wegen Erbschaft, direkt und über Aufteilung des Aktienbesitzes im Fall von Aktiengesellschaften, die das Land besassen. In einem katholischen Land wie Argentinien hatten auch die reicheren Familien früher viele Kinder, was diesen Prozess beschleunigt hat. Ausserdem wurde viel Land verkauft. In Argentinien besteht eine Beweglichkeit des Bodenbesitzes, wie in kaum einem anderen Land. In den letzten Jahrzehnten wurde auch viel Auslandskapital für den Kauf von landwirtschaftlichem Boden eingesetzt. Heute gehören Personen wie Elzstain, Grobocopatel, Werthein und dergleichen, die gewiss nicht zu der ursprünglichen landwirtschaftlichen Aristokratie gehören, zu den grössten Besitzern landwirtschaftlichen Bodens. Das Institut für Wirtschaftstudien der SRA hat 1975 eine Studie über die Aufteilung des Besitzes von landwirtschaftlichem Boden in der sogenannten „feuchten Pampa“ veröffentlicht, die diesen Aufteilungsprozess dokumentiert und eingehend erklärt.
Zurück zum Angriff der Regierung auf die SRA. Diese hat die Annullierung des Kaufes vor Gericht beanstandet und dabei zunächst erreicht, dass alles so bleibt, wie es war. In der Vorwoche hat die nationale Bundeskammer für Zivil- und Handelsrecht den bestehenden Zustand bestätigt, und dabei das Urteil des erstinstanzlichen Richters aufgehoben, der sich gegen die Erhaltung des Statu quo (durch einen Beschluss, genannt „cautelar“) ausgesprochen hatte, womit die Beschlagnahme des Geländes durch die Regierung effektiv vollzogen worden wäre. Doch über die Konfiskation als solche gab es noch kein Urteil, obwohl der Fall sonnenklar ist.
Die Richter stehen eben unter dem Druck der Regierung und trauen sich nicht, der SRA recht zu geben, wie es in einem Rechtsstaat nicht anders sein kann. Es bleibt zu hoffen, dass sie sich nach dem 10. Dezember besinnen, dass sie das geltende Recht objektiv anwenden müssen, und nicht politisch und auf der Grundlage von irrationalen Vorurteilen urteilen müssen. Das Bestehen dieses Prozesses, der von Anfang an Investitionen verhindert und auch weiter behindert, wirkt auch allgemein gegen Investitionen, die von einer staatlichen Entscheidung abhängen. Ausserdem: wenn Gesetze nach vielen Jahren annulliert werden können, dann ist es allgemein um die Rechtsordnung sehr schlecht bestellt, und das ist sehr schädlich für Wirtschaft und Gesellschaft.